N i e d e r s c h r i f t


über die Sitzung der Ratsversammlung am 29. Oktober 1998

Öffentliche Sitzung

Beginn: 15.08 Uhr


                       Ende: 21.45 Uhr

Sitzungsunterbrechung:  18.40 Uhr bis 19.16 Uhr und 21.16 Uhr bis 21.28 Uhr 

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Kietzer: 15.08 - 21.10 Uhr,





                     21.40 - 21.45 Uhr



Stellv. Stadtpräsidentin Schattke: 21.10 - 21.40 Uhr

1. Schriftführer/in:
Herr Kaiser



Frau Jacobsen

2. Schriftführer:
Herr Vieregge



Herr Cordes

Ratsmitglieder:
Herr Altewolf, Herr Anemüller, Frau Benn, Herr Cordes,



Frau Dickhoff, Herr Diester, Frau Engelke,

Herr Dr. Erdmann, Herr Fenske, Herr Finger, Herr Hahn, Frau Halbe, Herr Hammerich, Herr Heinemann,



Frau Helmig, Herr Huckriede, Frau Jacobsen,

Frau Jöhnk, Herr Kaiser, Herr Kempe, Frau Ketelsen, Frau Kietzer, Herr Kirkskothen, Herr Kluth,



Frau Kohrs-Heimann, Herr Kottek, Herr Kramer,

Frau Lebert, Frau Lindner, Herr Lindner, Frau Martens, Herr Meyer, Herr Moriz, Herr Oschmann, Frau Pohl,



Herr Raupach, Frau Reimann, Herr Rogacki,

Frau Schattke, Herr Schulz, Herr Sohn, Herr Tovar, Herr Tschorn, Herr Vieregge, Herr Vogelsang,



Herr Wetzel, Herr Weyher, Herr Dr. Wulff, Herr Wunder

Es hat sich

entschuldigt:
Frau Helmig

Es kommt später:
./.

Dezernenten/in:
Oberbürgermeister Gansel, Stadträtin Bommelmann,



Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Schirmer

Entschuldigt:
./.

Außerdem sind anwesend: 

Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und wei​tere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:
Frau Thomsen (Amt für Organisation und Verwaltungsre-



form)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit


Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt


die Anwesenden.


Sie teilt mit, daß sich 1 Mitglied der Ratsversammlung entschuldigt hat, so


daß 48 Ratsmitglieder anwesend sein müßten.


Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) stellt die Beschlußfähigkeit fest.


Anschließend erheben sich die Anwesenden, um Frau Hannelore Sievers zu


gedenken, die am 16. September 1998 verstorben ist.

Frau Sievers gehörte von 1974 bis 1990 als Mitglied der CDU-Ratsfraktion der Kieler Ratsversammlung an. Ihre Arbeitsschwerpunkte lagen im Bereich der Gesundheits-, Schul- und Sportpolitik. Daneben hat sie noch in vielen anderen Ausschüssen der Landeshauptstadt Kiel ihre kommunalpolitische Ar​beit wahrgenommen. Sie gehörte auch den Aufsichtsräten der Kieler Wohnungs​baugesellschaft (KWG), der Kieler Stadtsanierungsgesellschaft (KSS) und Kieler Verkehrs AG (KVAG) an.

In der Zeit von April 1982 bis Januar 1985 war sie 2. stellvertretende Stadtpräsidentin und von 1985 bis Januar 1988 ehrenamtliche Sportdezernen​tin. Im Jahre 1986 wurde sie mit der Freiherr-vom-Stein-Medaille ausge​zeichnet.

2. Genehmigung der Tagesordnung

Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung rechtzeitig zugestellt worden ist. Weiteres Beratungsmaterial und die dazu​gehörigen Nachtragstagesordnungen sind


am 26. Oktober 1998 nachgeschickt


und heute


auf den Tisch gelegt worden.

Die letzte Zusammenfassung ist diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet. Änderungen zur Tagesordnung

Öffentliche Sitzung


Oberbürgermeister/Bürgermeister/Stadträte

Punkt 11.  Resolution gegen den Eingriff des Landes in den     - Drs. 567 -



kommunalen Finanzausgleich



Oberbürgermeister Gansel

wurde zugunsten des interfraktionellen Antrages zu Punkt 8.j) zurückgezo-


gen.


Aus dem Ältestenrat

Punkt 8.a)  Weiterführung Frauennachtfahrten                   - Drs. 526 -




Ratsfraktion Bündnis'90/DIE GRÜNEN


und

Punkt 8.b)  Frauennachttaxi                                    - Drs. 529 -




SPD-Ratsfraktion

werden gemeinsam unter Punkt 8.a) zur Beratung und Beschlußfassung aufgeru-


fen.

Punkt 8.h)  Überzahlungen durch den Abfallwirtschafts-         - Drs. 616 -




betrieb Kiel




CDU-Ratsfraktion


und

Punkt 8.l)  Abfallwirtschaftsbetrieb: Überzahlungen an         - Drs. 620 -




die Fa. Schreiber bzw. Nachfolger




Ratsfraktion Bündnis'90/DIE GRÜNEN


werden gemeinsam unter Punkt 8.h) zur Beratung und Beschlußfassung aufgeru-


fen.


Die Dringlichkeit aller übrigen nachgereichten und auf den Tisch gelegten


Anträge und Vorlagen wird einstimmig anerkannt.


Weitere Wortmeldungen zur Tagesordnung liegen nicht vor.


Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) stellt die Genehmigung der Tages-


ordnung in der nunmehr vorliegenden geänderten Form fest.

3. Einwohneranfragen


Es ist keine Anfrage eingegangen.

4. Aktuelle Stunde


Es wurde kein Thema von den Fraktionen angemeldet.

5. Genehmigung der Niederschriften über die Sitzungen der Ratsversammlung am 20.08.1998 und 27.09.1998


Die Niederschriften haben ausgelegen.


Es sind keine Einwendungen eingegangen.

Antrag: Die Niederschriften über die Sitzungen der Ratsversammlung am



     20.08.1998 und 27.09.1998 werden genehmigt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig

6. Mitteilungen der Stadtpräsidentin

a) Ein Kiel-Hain in der Wüste Negev - 1000 Bäume               - Drs. 577 -



für Israel                                        



Hierzu liegt folgende Mitteilung vor:

Seit 1991 entsteht in Israel ein "Wald der deutschen Länder" im nördli​chen Teil der Wüste Negev. Dort sind inzwischen über 350.000 Bäume ge​pflanzt. Der Wald trägt für die dortigen Bewohner nicht nur zur Klima​verbesserung und Erholung bei, sondern ist auch Symbol der Völkerver​ständigung und Freundschaft zwischen Israel und Deutschland.

Der Kieler Beauftragte für christlich-jüdische Zusammenarbeit, Herr Pas​tor Liß-Walther, ist kürzlich an die Stadt Kiel herangetreten, um mit

unserer Unterstützung neben vielen anderen Städten und Gemeinden einen


"Kiel-Hain" zu errichten.

Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) hat in Absprache mit dem Ober​bürgermeister Herrn Liß-Walther mitgeteilt, daß sich die Stadt selbst mit Mitteln aus dem städtischen Etat an der Aktion nicht beteiligen wird.

Diese Absage habe ich verbunden mit dem Hinweis, daß sich die Stadt mit einer nicht unerheblichen Summe bereits in Jerusalem, einer mit Kiel be​freundeten Stadt, engagiert.

Dort wird zur Zeit eine Dauerausstellung über unsere Landeshauptstadt in den Räumen des neuen Verwaltungsgebäudes der israelischen Gesundheitsor​ganisation "Yad Sarah", vorbereitet.

Unabhängig davon bitte ich die Mitglieder der Kieler Ratsversammlung, sich aktiv an einer Spendenaktion für einen Kiel-Hain zu beteiligen. Weitere Einzelheiten entnehmen Sie bitte dem beiliegenden Spendenaufruf.

Auch rufe ich an dieser Stelle alle Kieler Bürgerinnen und Bürger dazu auf, sich gleichfalls am Zustandekommen eines Kiel-Hains zu beteiligen.


Kenntnis genommen

b) Erinnerung an 60 Jahre Reichspogromnacht                    - Drs. 580 -


Hierzu liegt folgende Mitteilung vor:

Vor 60 Jahren, in der Nacht vom 9. auf den 10. November 1938 wurden Syn​agogen in ganz Deutschland durch Nationalsozialistische Gewaltherrschaft zerstört, so auch die Synagoge in Kiel.

Zur Erinnerung an die Reichspogromnacht 1938 findet - wie in den Vorjah​ren - eine Kranzniederlegung und Gedenkveranstaltung am


Montag, 09 November 1998, 11.30 Uhr,


am Mahnmal der ehemaligen Kieler Synagoge,


Goethestraße 13/Ecke Humboldtstraße


statt.

Alle Kieler Bürgerinnen und Bürger sind aufgerufen, zahlreich an dieser Gedenkveranstaltung teilzunehmen und damit diesen Tag als Tag der Erin​nerung, aber auch als Mahnung für Gegenwart und Zukunft zu begehen.


Kenntnis genommen

c) Stadtgalerie


Hierzu liegt folgende mündliche Mitteilung vor:

Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) teilt mit, daß ihr der Verein "Stadtgalerie im Sophienhof e.V." 570 Unterschriften und 350 Postkarten, die sich für den Standort der Stadtgalerie im Sophienhof aussprechen, überreicht hat. Die Unterlagen können in ihrem Büro eingesehen werden. Kenntnis genommen

d) 80. Jahrestag der Novemberrevolution 1918


Hierzu liegt folgende mündliche Mitteilung vor:


Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) teilt mit, daß am Mittwoch, dem

4. November 1998, im Ratssaal eine Veranstaltung zum 80. Jahrestag der Novemberrevolution 1918 stattfindet.



Kenntnis genommen

7. Mitteilungen des Oberbürgermeisters 

a) Verwaltungsentwurf zum Haushalt 1999                        - Drs. 613 -

Der Verwaltungsentwurf zum Haushalt 1999 schließt mit folgenden Eckwer​ten ab:



Verwaltungshaushalt:

Einnahmen..............................1.132.555.100 DM Ausgaben...............................1.132.555.100 DM Fehlbedarf.........................................0 DM



Vermögenshaushalt:

Einnahmen................................205.429.300 DM Ausgaben.................................205.429.300 DM Kreditbedarf..............................82.465.300 DM Verpflichtungsermächtigungen..............41.285.300 DM

Die drei Bände des Haushaltsentwufs sowie der Vorbericht sind den Mit​gliedern der Ratsversammlung zwischenzeitlich zugegangen. Die Mittelfri​stige Finanzplanung für die Jahre bis 2002 wird schnellstmöglich nachge​reicht.

Von seiten der Verwaltung ist das weitere Beratungsverfahren zum Haus​halt 1999 wie folgt vorgesehen:



5. November 1998
Kolloquium für die Mitglieder der Ratsver-

sammlung (Im Rahmen dieser Veranstaltung stehen die Dezernentin und Dezernenten

- sowie ggf. die Amtsleiterinnen und Amts​leiter - für Auskünfte über den Haushalt 1999 zur Verfügung.)



1. Dezember 1998
Beratung des Haushaltsplanes 1999 im





Finanzausschuß



10./11. Dezember 1998
Beratung des Haushaltsplanes 1999 in der





Ratsversammlung

Die formale Vorlage für die Beschlußfassung über den Haushalt 1999 wird mit dem Material für Sitzung der Ratsversammlung im Dezember übersandt.

Alle weiteren Informationen zum Haushalt 1999 sind dem Druckentwurf so​wie dem Vorbericht zu entnehmen.



Kenntnis genommen

b) Verwaltungsentwurf zum Stellenplan 1999                     - Drs. 612 -



- Das Material ist als Anlage gesondert beigefügt -

Bezug nehmend auf die Geschäftliche Mitteilung des Oberbürgermeistes zum Haushalt 1999 wird als Anlage eine Kopie der Vorlage zum Stellenplan 1999 vorgelegt.



Veränderungen zum Vorjahr:

Stellenplan 1998:          6618,16 Planstellen Änderung:                -   83,35 Planstellen Stellenplan 1999:          6534,81 Planstellen

Finanzielle Auswirkungen (Personalkostenmittelwerte):

Stellenplan ohne Städt. Krankenhaus und Eigenbetriebe: - 3.140.000 DM Städt. Krankenhaus und Eigenbetriebe:                  -   148.000 Dm


Der Stellenplan 1999 wird


am 10. November 1998 dem Innen- und Umweltausschuß

am 10./11. Dezember 1998 der Ratsversammlung im Rahmen der Haushaltsbe-


ratungen


zur Beschlußfassung vorgelegt.


Kenntnis genommen

c) Erfahrungsbericht zur Kieler Woche 1998                     - Drs. 566 -


Oberbürgermeister   G a n s e l    gibt den Erfahrungsbericht der


Verwaltung zur Kieler Woche 1998 zur Kenntnis.


Kenntnis genommen

d) Kommunalverfassungsbeschwerde gegen die                     - Drs. 598 ​Energierechtsnovelle                              

Der beigefügte Antrag der SPD-Ratsfraktion vom 10.08.1998 ist in der Sitzung der Ratsversammlung am 20.08.1998 in den Wirtschaftsausschuß verwiesen worden. Der Wirtschaftsausschuß hat sich in seiner Sitzung am 15.09.1998 mit der Angelegenheit befaßt und dem Antrag nach kurzer Dis​kussion mehrheitlich zugestimmt.

Ein Auszug aus der Niederschrift des Wirtschaftsausschusses ist dem in diesem Fall zuständigen Rechtsamt zur weiteren Veranlassung zugesandt worden. Das Rechtsamt hat zwischenzeitlich der Anwaltssozietät Becker Büttner Held in Marburg das Mandat erteilt, Kiel im Kommunalverfassungs​beschwerdeverfahren zu vertreten.


Kenntnis genommen

e) Jahresabschluß der KIWI - Kieler Wirtschaftsför-            - Drs. 599 


​derungs- und Strukturentwicklungsgesellschaft mbH  

Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt DM 1.320.000,00, an dem die Landeshauptstadt Kiel mit einer Sacheinlage in Form von zwei Grundstük​ken in Höhe von 750 TDM = 56,8 % als Mehrheitsgesellschafterin beteiligt ist.


Die Bilanzsumme ist im Vergleich zum Vorjahr um 993 TDM gestiegen und


beträgt nunmehr 3.048 TDM.

Der Bilanzverlust in Höhe von 77 TDM aus 1996, dem ersten vollen Ge​schäftsjahr der Gesellschaft, konnte 1997, dem zweiten Geschäftsjahr, auf nur noch 16 TDM zurückgeführt werden. Entscheidend hierfür ist die Zunahme der Umsatzerlöse um 660 TDM durch Provisionen. Die Gewinn- und Verlustrechnung weist dadurch einen Jahresüberschuß in Höhe von 60 TDM aus, gegenüber einem Jahresverlust im Vorjahr in Höhe von 32 TDM. Dieses hat zur Folge, daß die Stadt für das Geschäftsjahr 1997 keinen Verlsut​ausgleich übernehmen muß, zu dem sie gem. § 3 (2) des Treuhand- und Ge​schäftsbesorgungsvertrages bis zur Höhe von 500 TDM verpflichtet ist. Für 1996 betrug dieser Verlustausgleich 463 TDM.

Die Ertragslage der Gesellschaft hat sich infolge von Eigenaktivitäten deutlich verbessert. Die Vermögens- und Finanzlage sowie die Liquidität der KIWI sind geordnet.

Der Jahresabschluß wurde von der ATN Allgemeine Treuhand Nord, Kiel, ge​prüft und gab keinen Anlaß zu Beanstandungen. Es wurde der uneinge​schränkte Bestätigungsvermerk erteilt.


Für 1998 ist ein Wechsel der Prüfgesellschaft nicht beabsichtigt.

Die Bilanz, die Gewinn- und Verlustrechnung sowie der Lagebericht sind dieser Geschäftlichen Mitteilung als Anlage I, II und III beigefügt. Um Kenntnisnahme wird gebeten.


Der Wirtschaftsausschuß hat die GM in seiner Sitzung am 07.10.1998 zur


Kenntnis genommen.


Kenntnis genommen

f) Jahresabschluß des Kieler Innovations- und                  - Drs. 600 ​Technologiezentrums - KITZ - für das Jahr 1997    

Das Kieler Innovations- und Technologiezentrum - KITZ wurde am 1. März 1996 eröffnet. Das Geschäftsjahr 1997 war das erste volle Geschäftsjahr. Der sich bereits im Geschäftsjah 1996 abzeichnende Trend der voran​schreitenden Auslastung setzte sich in 1997 fort. Schon Mitte des Jahres war die gesamte vermietbare Büro- und Hallenfläche vermietet. Im KITZ befinden sich 31 Unternehmen mit insgesamt 240 Beschäftigten. Um dem Be​darf nach weiteren Flächen Rechnung zu tragen, wird zur Zeit ein 2. Bau​abschnitt geplant.

Ende 1997 wurde mit der Stadt Neumünster die vertragliche Grundlage für den Aufbau und den Betrieb eines Technologiezentrums unter dem Manage​ment der KITZ-GmbH geschlossen. Unter dem Namen itn (Innovations- und Technologiezentrum Neumünster) nahm das Zentrum am 1. Januar 1998 seine Arbeit auf. Die Auslastung beträgt mittlerweile 96 %.


1997 wurden im KITZ insgesamt 335 Veranstaltungen mit 6.500 Teilnehmern


durchgeführt. Damit ist das Zentrum auf dem besten Wege, sich als


"event-center" zu etablieren.


Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 685 TDM und ist eingezahlt.


Die Beteiligung der Stadt beträgt 14,6 % = 100 TDM.


Die Bilanzsumme hat sich im Vergleich zum Vorjahr um ca. 150 TDM erhöht


und beträgt nunmehr 800 TDM.

Aufgrund der vollen Auslastung des Zentrums konnte bei den Mieten und Service-Leistungen 120 TDM mehr erwirtschaftet werden. An Projekteinnah​men wurden 200 TDM erzielt.

Der Bilanzverlust in Höhe von 120 TDM aus dem Vorjahr konnte durch den Jahresüberschuß 1997 in Höhe von 134 TDM abgetragen werden. Die Bilanz zum 31.12.1997 weist nunmehr einen Gewinn in Höhe von 14 TDM aus.


Vermögens- und Finanzlage sowie die Liquidität de KITZ sind geordnet.

Der Jahresabschluß wurde von der ATN Allgemeine Treuhand Nord, Kiel, ge​prüft. Es wurde der uneingeschränkte Bestätigungsvermerk erteilt. Für 1998 ist ein Wechsel der Prüfgesellschaft nicht beabsichtigt.

Die Bilanz, die Gewinn- und Verlustrechnung sowie der Lagebericht sind dieser Geschäftlichen Mitteilung als Anlage I, II und III beigefügt. Um Kenntnisnahme wird gebeten.


Der Wirtschaftsausschuß hat die GM in seiner Sitzung am 07.10.1998 zur Kenntnis


genommen.



Kenntnis genommen

g) Jahresabschluß Zentrum für maritime Technologie             - Drs. 601 -



und Seefischmarkt - ZTS Grundstücksverwaltung     



GmbH - für das Jahr 1997                          

Anläßlich des Jahresabschlusses 1996 wurde im vergangenen Jahr ein Über​blick über die Entwicklung von der Seefischmarkt GmbH zum Zentrum für maritime Technologie und Seefischmartk Grundstücksverwaltung GmbH gege​ben, der auch heute noch Bestand hat. Die in die Ansiedlung von GEOMAR gesetzten Hoffnungen haben sich sowohl für das Ostufer als auch für die Gesellschaft erfüllt.

Wie dem als Anlage IV beigefügten Fünfjahresplan zu entnehmen ist, wird am Ende des Planungshorizontes 2000 ein Bilanzgewinn von 329 TDM erwar​tet, die Gewinnzone bereits 1999 erreicht. Grundlage dieser Erwartungen sind einerseits leicht steigende Mieteinnahmen sowie eine verhaltene Aufwandsentwicklung.



Im Vergleich zum Vorjahr konnte der Jahresüberschuß um 101 TDM auf



410 TDM erhöht werden.

Die Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, daß die Haupteinnahmen aus Mieterträgen realistisch eingeschätzt worden sind.



Die vorhandene Nutzfläche beträgt 42.000 m . Davon sind 95,2 % =

40.000 m  vermietet. Dieses ist eine Steigerung um 2,3 % gegenüber dem Vorjahr. Die Umsatzerlöse konnten gegenüber dem Vorjahr um 20 TDM ge​steigert werden.



Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 1 Million DM, von denen die



Stadt 52 % und das Land 48 % halten.

Die Bilanzsumme hat sich gegenüber dem Vorjahr um ca. 200 TDM erhöht und beträgt nunmehr 11,6 Mio. DM. Wie aus der Bilanz ersichtlich, hat sich der Bilanzverlust von 457 TDM in 1996 auf nur noch 46 TDM zum 31. Dezem​ber 1997 verringert. Dieses läßt erwarten, daß bereits das Geschäftsjahr 1998 eine positive Bilanz ausweist.

Aufgrund der äußerst schwierigen Haushaltslage des Landes gibt es von dort aus Überlegungen, deren Gesellschaftsanteile zu veräußern. Sollten diese Überlegungen umgesetzt werden, muß es zu einer Bewertung des Ge​sellschaftsvermögens kommen.

Der Jahresabschluß wurde von der BDO Schleswig-Holsteinische Treuhandge​sellschaft mbH geprüft. Es wurde der uneingeschränkte Bestätigungsver​merk erteilt. Für 1998 ist ein Wechsel der Prüfgesellschaft nicht beab​sichtigt.

Die Bilanz, die Gewinn- und Verlustrechnung sowie der Lagebericht sind dieser Geschäftlichen Mitteilung als Anlage I, II und III beigefügt. Um Kenntnisnahme wird gebeten.

Der Wirtschaftsausschuß hat die GM in seiner Sitzung am 07.10.1998 zur Kenntnis genommen.



Kenntnis genommen

8. Anträge der Fraktion 

a) Weiterführung der Frauennachtfahrten                        - Drs. 526 -

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN    : vor


Die Ratsversammlung möge beschließen:



1. Das Angebot der Frauennachtfahrten in der Landeshauptstadt Kiel wird



in den Jahren 1999 und folgende weitergeführt.


2. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, die Leistung der Frauennacht​fahrten gemäß der Leistungsbeschreibung der Alternative 2 aus der Ge​schäftlichen Mitteilung vom 01.07.1998 des Amtes für Wirtschaft, Ver​kehr, Stadt- und Regionalentwicklung für den Wirtschaftsausschuß vom 19.08.1998 auszuschreiben.


3. Das Ergebnis der Ausschreibung wird der Ratsversammlung noch vor den Haushaltsberatungen vorgelegt zum Zwecke der Entscheidungsfindung bezüglich Angebot und Haushaltsansatz.


Beschluß:  Durch Neufassung ersetzt

b) Frauennachttaxi                                             - Drs. 529 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, die Fahrleistungen des Frauen​nachttaxi-Projektes zu einem Festbetrag von DM 120.000 pro Jahr auszu​schreiben. Dabei wird vorgesehen, daß das Taxi auch von männlichen Ju​gendlichen bis 16 Jahren mitbenutzt werden kann.


Beschluß:  Durch Neufassung ersetzt

b) Weiterführung der Frauennachtfahrten -                      - Drs. 643 ​Frauennachttaxi (Interfraktioneller Antrag)


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion/Bündnis 90/DIE GRÜNEN


vor:

1. Das Angebot der Frauennachtfahrten in der Landeshauptstadt Kiel wird



in den Jahren 1999 und folgende weitergeführt.

2. Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, die Fahrleistungen des Frau​ennachttaxi-Projektes auszuschreiben. Dabei ist von einem Richtwert



von DM 120.000 auszugehen.

3. Der Oberbürgermeister stellt sicher, daß das Frauennachttaxi-Angebot in der derzeitigen Form solange aufrechterhalten wird, bis der neue Vertrag über den Betrieb des Frauennachttaxis für 1999 in Kraft tritt.


Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde beschlossen, beide Anträge


gemeinsam zu behandeln.

Hierzu wurde ein interfraktioneller Antrag der SPD-Ratsfraktion und der Ratsfraktion Bündnis '90/DIE GRÜNEN, Drs. 643, auf den Tisch gelegt, so daß die Drs. 526 und 529 nicht mehr zur Beratung anstehen.


Der auf den Tisch gelegte interfraktionelle Antrag zu 8 a) und b),


Drs. 643, wird durch den vorgehefteten Antrag ersetzt.

Ratsherr   K o t t e k   (S-U-K) stellt den Geschäftsordnungsantrag auf Zurückstellung der Neufassung der Drs. 643 bis zu den Haushaltsberatun​gen im Dezember.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Abgelehnt - mit Mehrheit

Beschluß über die neu gefaßte Drs. 643: Nach Antrag - mit Mehrheit

c) StadtRegionalBahn                                           - Drs. 548 -

Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion, der Ratsfraktion     : Bündnis 90/DIE GRÜNEN und der SUK-Ratsfraktion vor:


Die Ratsversammlung möge beschließen:


1. Die Ratsversammlung faßt den grundsätzlichen Beschluß, alle Chancen

für eine Installation eines Stadt-Regionalbahnsystems gemäß der vor​liegenden Studie von TTK in der Kieler Region auszuloten.

2. Für eine Nutzen/Kosten-Untersuchung wird eine standardisierte Bewer​tung für das Kernnetz (Gutachten S. 216, Stufen 1a, 1b, 1c, 3 und 4) gemäß der Empfehlung der Lenkungsgruppe vergeben. Über die Finanzie​rung der dafür notwenidgen Kosten von ca. DM 300.000,-- sind Verhand​lungen mit dem Land und den Kreisen Plön und Rendsburg/Eckernförde aufzunehmen. Die anteiligen Finanzmittel der Stadt Kiel wrden 1998

und 1999 bereitgestellt, sofern eine Deckung durch vorhandene Haus​haltsmittel, z.B. FAG, nicht möglich ist.

3. In Abstimmung mit dem Land wird die Landeshauptstadt Kiel zusammen mit den Kreisen in einem parallelen Schritt einen Antrag für ein GVFG-Großvorhaben an den Bund stellen.


Hierzu wurde ein Alternativantrag der CDU-Ratsfraktion, Drs. 637, auf


den Tisch gelegt.


Die Drs. 548 wird durch den neuen vorgehefteten interfraktionellen


Antrag der SPD-Ratsfraktion, der Ratsfraktion Bündnis'90/DIE GRÜNEN und


der S-U-K-Ratsfraktion ersetzt.

Ratsherr   O s c h m a n n   (Bündnis'90/DIE GRÜNEN) beantragt im Namen seiner Fraktion, den letzten Satz in Absatz 2 der neuen Drs. 548 zu streichen.

Ratsherr   M e y e r   (CDU) zieht im Namen seiner Fraktion den Alterna​tivantrag, Drs. 637, zurück.

Beschluß über den interfraktionellen Antrag, Drs. 548, einschließlich 


der beantragten Änderung: Nach Antrag - einstimmig

d) Machbarkeit Schnellkatamaran                                - Drs. 584 -

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN    : vor:


Die Ratsversammlung möge beschließen:

1. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, in Abstimmung mit dem Len​kungskreis der Katamaran-Studie eine Variante des Angebotskonzeptes

zu erstellen und dazu eine Ausschreibung in Form einer Kostennachfra​ge bei geeigneten Verkehrsbetrieben und Werften mit dem Ziel durchzu​führen, um vergleichbare betriebswirtschaftliche Daten seitens erfah​rener Unternehmen zu erhalten.

2. Die Ergebnisse dieser Ausschreibung werden ausgewertet und der Rats​versammlung vorgelegt, als eine der Grundlagen für die Diskussion über die zukünftige Form der Fördeschiffahrt.


3. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, in Abstimmung mit dem Len-

kungskreis Umsetzungsempfehlungen für die nachfolgend aufgezeigten Vorschläge des Gutachters I.A.U. zu erarbeiten:

- Zusammenfassung der die Fähranleger betreffenden Aufgabenbereiche in einer Anleger GmbH,



- Erschließung der Nutzungsmöglichkeiten der Anlegerbereiche mit




Gastronomie und Läden,



- attraktivere Gestaltung der Anleger,

- Einrichtung oder Ausweitung von P&R- bzw. B&R-Plätzen in der Nähe der Anleger,



- kleine Restauration an Bord der Fährschiffe.


4. Die Empfehlungen werden der Ratsversammlung zur Diskussion und Be-



schlußfassung vorgelegt.


Ratsherr   A n e m ü l l e r   (SPD) stellt den Geschäftsordnungsantrag


auf Überweisung in den Bau- und Wirtschaftsausschuß.


Beschluß:  Verwiesen - einstimmig

e) Vierspuriger Ausbau des Skandinaviendammes                  - Drs. 586 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:


Der Skandinaviendamm wird zwischen Claus-Sinjen-Straße und Kronshagener


Weg vierspurig ausgebaut.

Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, die notwendigen Planungen in technischer und finanzieller Hinsicht einzuleiten und die Ergebnisse der Ratsversammlung bis zu den Beratungen des Haushalts 1999 vorzulegen.


Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

f) Nachwahl im Ortsbeirat Wik                                  - Drs. 594 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:


Für das ausgeschiedene Mitglied Katharina Bardenhewer, Heider Straße 8,


24106 Kiel, wird


Frau Christl Gätjens, Holtenauer Straße 262, 24106 Kiel,


in den Ortsbeirat Wik gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

g) Zeitliche und örtliche Abstimmung von                       - Drs. 597 ​Straßenbauarbeiten                                


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Die Landeshauptstadt Kiel wird zukünftig Straßenbaumaßnahmen sowohl zeitlich als auch örtlich so koordinieren, daß es zu möglichst geringfü​gigen Beeinträchtigungen des motorisierten Individualverkehrs und des Öffentlichen Personennahverkehrs während der Bauarbeiten kommt. Hierzu gehört auch im Rahmen der rechtlichen Bestimmungen von der Möglichkeit Gebrauch zu machen, zur Beschleunigung von Straßenbaumaßnahmen über die normale Tagesarbeitszeit hinaus bis in den Abend, ggf. während der Nacht und an Wochenenden, die Arbeiten verrichten zu lassen.


Die Straßenbaumaßnahmen werden frühzeitig, d. h., mindestens eine Woche


vor Beginn, über die Presse bekanntgegeben.


Ratsherr   L i n d n e r   (SPD) stellt den Geschäftsordnungsantrag auf


Überweisung in den Bauausschuß.


Beschluß:  Verwiesen - einstimmig

h) Überzahlungen durch den Abfallwirtschaftsbetrieb            - Drs. 616 

​l) Abfallwirtschaftsbetrieb: Überzahlungen an die              - Drs. 620 ​

Firma Schreiber bzw. Nachfolger

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN    : vor:


Der Oberbürgermeister legt der Ratsversammlung spätestens in ihrer


Dezembersitzung einen Bericht vor, aus dem hervorgeht,

1. aufgrund welcher Mängel und in welcher Höhe die erheblichen Überzah​lungen an die Firma Schreiber bzw. deren Nachfolgefirma zustande kom​men konnten,


2. wer dafür verantwortlich ist, und

3. welche Maßnahmen ergriffen worden sind bzw. werden sollen, um eine Wiederholung eines solchen oder ähnlich gravierenden Fehlers zu ver​hindern. Insbesondere wird in diesem Zusammenhang dargestellt, ob die in diesem Fall mit der Durchführung eines Öko-Audits zu verbindende Einführung von Qualitätsmanagement nach ISO 9000 sinnvoll wäre.


Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde beschlossen, beide Anträge


gemeinsam zu behandeln.


Zum Tagesordnungspunkt 8.h) wurde ein Änderungsantrag der S-U-K-Rats-


fraktion, Drs. 633, auf den Tisch gelegt.


Zu den Tagesordnungspunkten 8.h) und 8.l) wurde ein Änderungsantrag der


SPD-Ratsfraktion, Drs. 636, auf den Tisch gelegt.

Nach einer Sitzungsunterbrechung wird zum Tagesordnungspunkt 8.h) der folgende interfraktionelle Antrag aller im Rat vertretenen Fraktionen vorgelegt, so daß die Drs. 616, 633 und 636 nicht mehr zur Beratung an​stehen:


Die Ratsversammlung möge beschließen:

Die Landeshauptstadt Kiel stellt sicher, daß die Überzahlungen des Ab​fallwirtschaftsbetriebes Kiel an die Firma Thies Neelsen & Klöckner GmbH

& Co. und Vergängerbetriebe umgehend konkret festgestellt und den Gebüh​renzahlern über den nächsten Gebührenhaushalt gutgeschrieben werden. Hierzu ist der Ratsversammlung zu den Haushaltsberatungen eine entspre​chende Gebührensatzung vorzulegen.

Beschluß über den interfraktionellen Antrag: Nach Antrag - einstimmig


Beschluß über die Drs. 620: Nach Antrag - mit Mehrheit

i) Gebührensatzung für städtische Kindertagesein-              - Drs. 617 


​richtungen und geförderte Tagespflege             


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Die Änderungen und Ergänzungen der Gebührensatzung lauten wie folgt: Ergänzungen der Gebührensatzung in § 2:


Dem § 2 wird ein neuer Absatz 6 mit folgenden Wortlaut beigefügt:


§ 2 Abs. 6:

Die Regelungen des Absatzes 3 Satz 1 und des Absatzes 4 gelten nicht für alleinerziehende Berufstätige.


§ 10 der Gebührensatzung wird wie folgt geändert:





§ 10

Übergangsregelung

Die Erhöhung der Gebühr nach § 2 erfolgt durch Anpassung in jährlichen Raten. Die Steigerungsraten für 1999 werden gegenüber der bisherigen Ge​bührensatzung in der Form begrenzt, daß sie nicht mehr als 50 % des übersteigenden Betrages, höchstens jedoch DM 100,-- für die pädagogische Betreuung betragen dürfen. Für das Jahr 2000 wird der volle Steigerungs​satz, höchstens jedoch DM 200,-- im Vergleich zu der z. Z. gültigen Ge​bührensatzung fällig. Steigerungen, die die Summe von DM 200,-- über​schreiten, sind erst ab dem Jahr 2001 zu leisten.

Für die Gebührenberechnung ab 1. Januar 1999 kann für die Kinder, die bereits vorher die Einrichtung besucht haben, auf die der letzten Gebüh​renberechnung zugrunde liegenden Einkommensverhältnisse zurückgegriffen werden. Eine neue Berechnung erfolgt dann zu Beginn des nächsten Kinder​gartenjahres.

Hierzu wurde ein neue Seite 1 des Antrages sowie ein Änderungsantrag der S-U-K-Ratsfraktion, Drs. 632, auf den Tisch gelegt.


Ratsherr   V o g e l s a n g   (SPD) stellt den Geschäftsordnungsantrag


auf Überweisung in den Jugendhilfeausschuß.


Beschluß: Verwiesen - mit Mehrheit

j) Resolution gegen die Absicht des Landes,                    - Drs. 618 


​dem kommunalen Finanzausgleich in den nächsten    


6 Jahren 300 Mio. DM zu entnehmen                 

Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion, der Ratsfraktion Bündnis'90/DIE GRÜNEN, der CDU-Ratsfraktion und der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Mit Entschiedenheit wendet sich die Kieler Ratsversammlung gegen die Absicht des Landes, der FAG-Masse ab 1999 bis 2004 jährlich 50 Mio. DM 


- insgesamt also 300 Mio. DM zugunsten des Landeshaushalts zu entnehmen.

Sie fordert deshalb die Abgeordneten des Schleswig-Holsteinischen Land​tages auf, den im Gesetzentwurf der Landesregierung enthaltenen Eingriff in die FAG-Masse insgesamt abzulehnen.


Das Land Schleswig-Holstein wird stattdessen aufgefordert,

-  einen aufgabengerechten und ungekürzten Finanzausgleich sicherzustel​len, damit die Kommunen ihre durch Bundes- und Landesgesetze vorge​schriebenen Aufgaben erfüllen können und den nötigen finanziellen Spielraum für eigenständige Entscheidungen im Rahmen der kommunalen Selbstverwaltung wiedererhalten,


-  größere Freiräume für die Kommunen bei der Erfüllung von Pflichtauf-



gaben zu schaffen,


-  möglichst viele Weisungsaufgaben in Selbstverwaltungsaufgaben umzu-



wandeln,


-  die Funktionalreform bei strikter Einhaltung des Konnexitätsprinzips

mit dem Ziel zügig fortzusetzen, spätestens im Jahre 2002 in Schles​wig-Holstein den zweistufigen Verwaltungsaufbau zu verwirklichen,

-  zur Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung eine umfassende Deregu​lierung durch eine Überprüfung aller von den Kommunen anzuwendenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften (Abbau der Regelungsdichte) und die Reduzierung von personellen und sächlichen Standards vorzunehmen,

-  die Verwaltungsabläufe durch Abbau unnötiger Genehmigungs- und Betei​ligungsvorbehalte des Landes weiter zu vereinfachen und

-  die Experimentierklauseln in der GO, der Gemeindehaushaltsverordnung und dem Landesverwaltungsgesetz mit dem Ziel einer dauerhaften ge​setzlichen Regelung zu überprüfen.

Wenn das Land in enger Abstimmung mit den kommunalen Landesverbänden dieses Maßnahmenpaket zeitnah umsetzt, sind beim Land und den Kommunen Kosteneinsparungen zu erzielen, die - unter Berücksichtigung der beim Land zu erwartenden Steuereinnahmen - den beabsichtigten Eingriff in die FAG-Masse überflüssig machen würde.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

k) Bericht über Mobilität und deren Einschränkungen            - Drs. 619 ​


durch die Gefährdung durch gewalttätige Übergriffe  

Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN    : vor:


Die Ratsversammlung möge beschließen:


Die Verwaltung wird beauftragt, der Ratsversammlung einen Bericht über


den Zusammenhang zwischen Mobilität und Angst vor gewalttätigen Über-

griffen bzw. Gefährdung durch Übergriffe in Kiel vorzulegen, der folgen​de Bereiche abdeckt:

1. ÖPNV als Möglichkeit, Mobilität trotz Angst bzw. Gefährdung zu erhal​ten; 


2. ÖPNV als Situation, in der gewalttätige Übergriffe vorkommen; 

3. Situation für ältere Menschen, reale Gefährdung im Vergleich zu Angst vor Gefährdung, Angebotsstruktur für ältere Menschen im Vergleich zum von ihnen genutzten Mobilitätsangebot; 

4. Situation für Behinderte bzw. anderweitig in ihrer Mobilität physisch eingeschränkte Menschen; 


5. Situation für Frauen; 


6. Situation für Kinder und Jugendliche; 

7. Stadtteile, in denen Mobilität bzw. Gefährdung besonders herausragend sind; 


8. Möglichkeiten der Stadt, besonders in ihrer Mobilität eingeschränkte




Personenegruppen zu unterstützen. 

Ratsfrau   D i c k h o f f   (Bündnis'90/DIE GRÜNEN) zieht den Antrag im Namen ihrer Fraktion zurück.


Beschluß: Zurückgezogen

m) Umsetzung im Ausschuß für Wirtschaft und Verkehr            - Drs. 638 


​des Städtetages/Städteverbandes Schleswig-Holstein  


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

"Als Nachfolger für das ausgeschiedene Mitglied Dr. Peter Kirschnick

wird Ratsherr Jens Moriz in den Ausschuß für Wirtschaft und Verkehr des Städtetages/Städteverbandes Schleswig-Holstein entsandt."




Die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.

Ratsherr    L i n d n e r   (SPD) stellt den Geschäftsordnungsantrag auf Zurückstellung bis nach der Wahl einesneuen Wirtschaftsdezernenten.

Stadtdpräsidentin   K i e t z e r    (SPD) stellt die Beschlußfassung über diesen Tagesordnungspunkt für eine kurze Zeit zurück, da in den Fraktionen noch Beratungsbedarf über das Verfahren besteht.

Nach Behandlung des Tagesordnungspunktes 11. wird die Beratung wieder aufgenommen.




Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit.

 9. Mitteilungen der Stadtpräsidentin

Arbeitskreis Städtesolidarität                                - Drs. 579 

​Hierzu liegt folgende Mitteilung vor:

1. Für die Wahlperiode 1998/2003 wird erneut der Arbeitskreis "Städtesoli​darität" eingerichtet, der die Arbeit des Städtebündnisses mit Hiroshi​ma und Nagasaki und die kommunale Friedensarbeit nach innen und außen unterstützen soll.



2. Der Arbeitskreis setzt sich zusammen aus:





- der Stadtpräsidentin kraft Amtes als Vorsitzende 

- zwei Vertreter/innen des Gesprächskreises für Christliche Friedensar​beit 





- zwei Vertreter/innen der Hiroshima-Arbeitsgemeinschaft 

- einere/einem Vertreter/in des Schleswig-Holsteinischen Institutes für Friedenswissenschaften der Christian-Albrechts-Universität (SCHIFF) 





- einere/einem Vertreter/in der SPD-Ratsfraktion 

- einer/einem Vertreter/in der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN

3. Die Mitglieder des Arbeitskreises werden von der Stadtpräsidentin - auf Vorschlag der o. g. Institutionen - in den Arbeitskreis berufen.



Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

10. a) Nutzungskonzept für das Neue Rathaus                        - Drs. 412 -


b) Geschäftliche Mitteilung:




Raum- und Kostenkonzept für das Neue Rathaus                - Drs. 549 -


c) Nutzungskonzept für das Neue Rathaus



hier: nutzung des Kantinenbereiches                         - Drs. 622 

​d) Neufassung der Vorlage "Nutzungskonzept"                    - Drs. 642 ​

Betreff: Nutzungskonezpt für das Neue Rathaus




Berichterstatter: Stadtrat Schirmer




Antrag:



1. Zugestimmt wird folgenden Belegungen des Neuen Rathauses:

a) Termin        Amt/Abteilung   neuer Standort   bisheriger Standort 1999          Kulturviertel   Neues Rathaus;   Sophienblatt 30




A, Erdgeschoß


Januar 2001
Stadtbücherei
Neues Rathaus;   Holstenbrücke 1

A, 1. OG

b) Die im 4. OG des Gebäudeteils A gelegene Kantine wird für eine Büro​nutzung umgebaut.

2. Über die unter Punkt 1 genannten Punkte hinaus wird von folgender Belegung Kenntnis genommen:


Termin
Amt/Abteilung

neuer Standort
bisheriger Standort


Dez. 1998
Tourist



Information Kiel  B, EG
Sophienblatt 30


Okt. 2000
Sportamt

A,
3. OG
Sophienblatt 100


Okt. 2000
Veterinärabt.



Ordnungsamt

A, 3 . OG
Sophienblatt 100


Okt. 2000
Amt für Wirt-



schaft, Verkehr,



Stadt- u. Regional-

Sophienblatt 30,



entwicklung

A,
3. OG
Holstenstr. 88/90


Okt. 2000
Referat für



Frauen

A,
3. OG
Holstenstr. 55/57


Okt. 2000
Amt für Organi-



sation, Abt.



Controlling,



Statistik

A,
3. OG
Holstenstr. 88/90


Okt. 2000
SG Top. Ver-



messungen, Stadt-



vermessungsamt

A,
3. OG
Holstenstr. 88/90


Okt. 2000
Amt 01,



Arb.sicherheit

A,
3. OG
Herz.-Fr.-Str. 52


Dez. 2001
Rechnungs-



prüfungsamt

D,
1. u. 2. OG
Herz.-Fr.-Str. 52


Dez. 2001
Umweltschutzamt   D,
3.-5. OG
Sophienblatt 100

3. Das Bürgeramt verbleibt im Alten Rathaus und wird am bisherigen Standort unter Inanspruchnahme des ehemaligen Stadtkassenraumes zu einem modernen Dienstleistungszentrum umgebaut.

4. Für einen behindertengerechten Fahrstuhl vom Erdgeschoß zum 1. OG des Alten Rathauses werden im Rahmen des Nachtragshaushaltes entsprechen​de Mittel in Höhe von 205.000 DM bei der HHSt. 006-062-500 - Unter​haltung der Gebäude - bereitgestellt.

Aufgrund der neuen Drs. 642 sind die Drs. 412, 549 und 622 erledigt und stehen nicht mehr zur Beratung an.

Hierzu wird der vorgeheftete interfraktionelle Antrag der CDU-Ratsfrak​tion, der S-U-K-Ratsfraktion und der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN, Drs. 644, auf den Tisch gelegt.

Ratsherr   F e n s k e   (SPD) stellt in Namen seiner Fraktion den vor​gehefteten Ergänzungsantrag, Drs. 645, zu Punkt 1.a) der Drs. 642.

Beschluß über den Ergänzungsantrag, Drs. 645: Nach Antrag - mit Mehrheit

Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) stellt die ergänzte Verwal​tungsvorlage, Drs. 642, und den interfraktionellen Antrag, Drs. 644, zur alternativen Abstimmung. Dabei erhält die Drs. 642 die Mehrheit der ab​gegebenen Stimmen.

11. Betreff:  Resolution gegen den Eingriff des Landes in den      - Drs. 567 ​kommunalen Finanzausgleich


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Gansel


Antrag:
Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel tritt der




Resolution des Städteverbandes Schleswig-Holstein

und seiner Mitgliedskörperschaften gegen die Ab​sicht des Landes, dem kommunalen Finanzausgleich 




in den nächsten sechs Jahren 300 Mio DM zu entnehmen,

bei (vollständiger Text der Resolution gemäß Anlage).


Zurückgezogen

12. Betreff:  Änderung der Satzung der Sparkasse Kiel              - Drs. 582 -


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Gansel


Antrag:
1. Die anliegende 1. Nachtragssatzung





zur Satzung der Sparkasse Kiel





wird beschlossen.




2. Die Sparkasse wird ermächtigt, die





Satzung in der Neufassung der 1. Nach-





tragssachtung herauszugeben.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig - bei 3 Enthaltungen

13. Betreff:  Jahresabschluß 1997 der Sparkasse Kiel               - Drs. 581 ​- Entlastung des Verwaltungsrates -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
Dem Verwaltungsrat der Sparkasse Kiel wird




nach § 46 Abs. 5 der Satzung der Sparkasse Kiel

in Verbindung mit § 29 Abs. 2 des Sparkassen​gesetzes für Schleswig-Holstein für das Ge​schäftsjahr 1997 Entlastung erteilt.

Die Verwaltungsratsmitglieder der Sparkasse Kiel nehmen an der Beratung und Beschlußfassung nicht teil.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff:  Jahresabschluß des Abfallwirtschaftsbetriebes        - Drs. 602 




​für das Geschäftsjahr 1997


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
1. der Jahresabschluß 1997 des Abfallwirtschafts-





betriebes Kiel wird festgestellt und der Vortrag

des Jahresverlustes von 4.043.076,80 DM auf 1998 beschlossen.



2. Der Wirtschaftsprüfer Gerd Jander, Rathaus-

straße 28, 24103 Kiel, wird zum Abschlußprüfer





für das Geschäftsjahr 1998 bestellt.


Ratsfrau

D i c k h o f f   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) stellt den Geschäfts-


ordnungsantrag auf Zurückstellung bis zur Klärung der Vorfälle.


Beschluß:  Zurückgestellt - einstimmig

15. Betreff:  Ergänzende Lärmschutzmaßnahmen für die Bundes-       - Drs. 520 



​straße B 503 bei Fertigstellung des Wiker Knotens


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge


Antrag:
a) Ein erweiterter Lärmschutz in Bereich des Wiker





Knotens soll in Abstimmung mit der Landesstraßen-

verwaltung beim Bau des Wker Knotens wie folgt umgesetzt werden:





- Erneuerung der Fahrbahndecke der Bundesstraße

mit einem geräuscharmen Belag,

- auf Seite Projensdorfer Gehölz Errichtung eines Landschafts-, Lärmschutzwalles zwischen dem Wasserwerksweg und der vorhandenen Lärmschutzwand,

- an der Ausfahrt B 503/Projensdorfer Straße Auf​schüttung eines Lärmschutzwalles im Bereich der Dreieckinsel

- Erhöhung/Erweiterung der Lärmschutzwände bis zu einem Betrag von DM 500.000,00.

b) Nach Inbetriebnahme des Wiker Knotens ist die Ver​kehrsentwicklung im Hinblick auf evtl. weitere er​forderliche Lärmschutznachrüstungen zu beobachten. Der Ratsversammlung ist 6 Monate nach der Verkehrs​freigabe zu berichten.

Hierzu wurden ein Alternativantrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN, Drs. 640, und ein gemeinsamer Alternativantrag der CDU-Ratsfraktion und der S-U-K-Ratsfraktion, Drs. 641, auf den Tisch gelegt.


Ratsherr

K l u t h   (Bündnis 90/DIE GRÜNEN) zieht im Namen seiner Frak-


tion den Alternativantrag, Drs. 640, zurück.

Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) stellt die Verwaltungsvorlage der Drs. 520 und den Alternativantrag der CDU-/S-U-K-Ratsfraktion, Drs. 641, zur alternativen Abstimmung. Dabei erhält die Drs. 520 die Mehrheit der ab​gegebenen Stimmen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

16. Betreff:  Neubau des Sell-Speichers                            - Drs. 605 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge


Antrag:
1. Die notwendige Erschließung des geplanten Neubau-





vorhabens Sell-Speicher soll vom Wall aus über





die Fläche zwischen Neubau und Wall erfolgen, die

in der Verwaltung von Seehafen Kiel GmbH & Co. KG steht.

2. Für die notwendige Kreuzung der privaten Fußgänger​und Pkw-Verkehre zum Neubau mit dem Hafenverkehr

sind in Abstimmung mit der Seehafen Kiel GmbH & Co. KG 





und dem Hafenamt Sicherheitsvorkehrungen zu installieren,

die sowohl den Anforderungen des Hafenbetriebes, als auch den Anforderungen der Nutzungen für den Neubau genügen.

3. Die Sicherung der Zuwegung für den Neubau des Sell​speichers soll durch Eintragung einer Baulast in

das Baulastenverzeichnis der Landeshauptstadt Kiel erfolgen.

4. Diese sogenannte Kreuzungslösung soll solange ange​wendet werden, wie die Verkehrsverhältnisse dies zulassen. Die Landeshauptstadt Kiel stellt in Aus​sicht, daß die Sanierung der Kaikante zu einem Zeit​punkt erfolgt, in dem die Verkehrsverhältnisse dies erforderlich machen.


Beschluß:  Durch Neufassung ersetzt

17. Betreff:  Neubesetzung des Siedlerbeirates                     - Drs. 606 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge


Antrag:
I.  Folgende Kleinsiedler werden in den Siedler-





beirat gewählt:





1. Herr Siegfried Schmidt, Damaschkeweg 29, 24113 Kiel





2. Herr Dieter Fraller, Spitzenkamp 11c, 24149 Kiel





3. Herr Hermann Voß, Rantzauweg 34, 24149 Kiel





4. Frau Christa Petersen, Svendborger Str. 24, 24109 Kiel





5. Herr Ludwig Kautek, Redderkamp 59, 24111 Kiel





6. Frau Claudia Schrader, Projensdorfer Str. 254, 24106 Kiel



II. Folgende Ratsmitglieder werden gewählt:





1. Ratsherr Jürgen Hahn als Vorsitzender





2. Ratsherr Albrecht Kempe





3. Ratsherr Gert Meyer


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

18. Betreff:  Vorhabenbezogener B-Plan Nr. 891 V für das           - Drs. 607 ​



Baugebiet Kiel-Elmschenhagen, Am Wellsee Nr. 67 



(Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge


Antrag:
Für das Baugebiet Kiel-Elmschenhagen, Am Wellsee Nr. 67,

wird der vorhabenbezogene Bebauungsplan 891 V als Entwurf beschlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

19. Betreff:  139. Änderung des F-Planes der Stadt Kiel -          - Drs. 608 



​Fassung 1970 - für einen Bereich in Kiel-Elmschen-



hagen, Am Wellsee (Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge


Antrag:
Für einen Bereich in Kiel-Elmschenhagen, Am Wellsee

wird die 139. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kiel - Fassung 1970 - entsprechend dem in der



Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.

Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.

Von der Unterrichtung und Erörterung der Bürgerinnen und Bürger wird gemäß § 3 Abs. 1  Nr. 2 Baugesetzbuch 


abgesehen, weil die Unterrichtung und Erörterung bereits zuvor auf anderer Planungsgrundlage erfolgt ist.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

20. Betreff:  B-Plan Nr. 421 n für das Baugebiet Kiel-Schilksee,   - Drs. 609 



​östlich des Stubbekredders, südlich Moorkuhl und

westlich der dem Fördeufer vorgelagerten Grün​fläche und



Aufhebung des B-Planes Nr. 421



(Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge


Antrag:
I. Der Bebauungsplan Nr. 421n für das Baugebiet

Kiel-Schilksee, östlich des Stubbekredders, süd​lich Moorkuhl und westlich der dem Fördeufer vor​gelagerten Grünfläche wird entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.

II. für die Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 421 (ohne Angabe des Baugebiets) wird die öffentliche Auslegung beschlossen.



Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

21. Betreff:  B-Plan Nr. 417 n für das Baugebiet Kiel-Schilksee,   - Drs. 610 



​östlich der Sraße Langenfelde, nördlich der

Graf-Luckner-Straße und westlich des Stubbek​redders und

Aufhebung des B-Planes Nr. 417 für das räumlich identische Baugebiet (Entwurfsbeschluß)

Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge


Antrag:
I. Der Bebauungsplan Nr. 417n für das Baugebiet

Kiel-Schilksee, östlich der Straße Langenfelde, nördlich der Graf-Luckner-Straße und westlich des Stubbekredders wird entsprechend dem in der 



Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.

II. Für die Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 417 für das räumlich identische Baugebiet wird die öffentliche Auslegung beschlossen.



Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

22. Betreff:  B-Plan Nr. 872 für das Baugebiet Kiel-Mitte,         - Drs. 611 ​



zwischen Sophienblatt, Raiffeisenstraße, Kai-



straße, Gablenzbrücke und Schröpfecke

und Aufhebung des B-Planes Nr. 461 für das Baugebiet Kiel-Mittee, Sophienblatt, Stresemann​



platz, Kieler Hafen, Hauptbahnhof (Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Otto Flagge


Antrag:
I. Der Bebauungsplan Nr. 872 für das Baugebiet Kiel-Mitte,

zwischen Sophienblatt, Raiffeisenstraße, Kaistraße, Gablenzbrücke und Schröpfecke wird entsprechend dem in



der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.

II. Gleichzeitig wird für die Aufhebung des Bebauungs​planes Nr. 461 für das Baugebiet Kiel-Mitte, Sophienblatt, Stresemannplatz, Kieler Hafen, Hauptbahnhof die öffent​liche Auslegung beschlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.

Stadtbaurat   D r.   F l a g g e   teilt mit, daß es "in der zeichnerischen Festsetzung ein Fehler in der Baumdarstellung" gibt. Der Vermerk mit der richtigen Darstellung ist als Anlage vorgeheftet.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

23. Betreff:  Bestellung von Vertretern der Stadt für den          - Drs. 604 ​Aufsichtsrat der KIBA-GmbH


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Gansel


Antrag:
1. Für den Vorsitz im Aufsichtsrat der KIBA GmbH

wird Frau Stadträtin Bommelmann berufen.



2. Auf Vorschlag der Fraktionen werden folgende




Aufsichtsratsmitglieder




a) Ratsherr Eckehard Raupach




b) Ratsfrau Eva Martens



berufen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

24. Betreff:  a) Wahl einer Vertreterin der Kreisarbeitsgemein-    - Drs. 583 ​



schaft der freien Wohlfahrtsverbände als stimm-



berechtigtes Mitgied im Jugendhilfeausschuß

b) Wahl eines beratenden Mitglieds auf Vorschlag der katholischen Kirche


Berichterstatter:  Frau Stadträtin Bommelmann


Antrag:
zu a): Als stimmberechtigtes Mitglied für den

Jugendhilfeausschuß wird Frau Helga Stallbaum gewählt.

Zur persönlichen Vertreterin für Frau Stallbaum wird Frau Roswitha Busack gewählt.

zu b): Als beratendes Mitglied für den Jugend​hilfeausschuß wird Frau Christiane Reiche berufen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

25. Betreff:  Richtlinien für die Ehrung jugendlicher Sportler     - Drs. 576 



​und Sportlerinnen


Berichterstatter:  Stadträtin Annegret Bommelmann


Antrag:
Den beigefügten Richtlinien (s. Anlage 1) für






die Ehrung jugendlicher Sportler/innen wird






zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

26. Kleine Anfragen 


a) Abriß des Bunkers an der Schwentinemündung                  - Drs. 585 -



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion Bündnis 90/



DIE GRÜNEN vor:

Bei Abriß des Bunkers an der Schwentinemündung werden Ausgleichsmaßnah​men notwendig.

1. Welche ökologischen Ausgleichsmaßnahmen werden notwendig, wie sind deren Folgen und Kosten und gibt es Möglichkeiten, neben der Landes​hauptstadt Kiel bzw. der Seehafen GmbH & Co. KG andere Quellen zur Fi​nanzierung der Maßnahmen heranzuziehen?

2. Welche kulturellen Ausgleichsmaßnahmen sind wegen des Verlust des Denkmals "Bunkers" geplant, wie sind deren Kosten und gibt es Möglich​keiten, neben der Landeshauptstadt Kiel bzw. der Seehafen GmbH & Co. KG andere Quellen zur Finanzierung der Maßnahmen heranzuziehen?

3. Wann soll die Öffentlichkeit über diese Folgen eines Bunker-Abrisses informiert werden bzw. bestehen Planungen, insbesondere in bezug auf das Verschwinden des Bunkers als Denkmal für die Kriegsfolgen die Öffent​lichkeit in eine Diskussion über einen kulturellen Ausgleich einzubezie​hen?

Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen         


b) Städtische Schwimmhallen                                    - Drs. 587 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Warum sind die städtischen Schwimmhallen in Kiel ausgerechnet





an den Wochenenden ab 15.00 Uhr geschlossen?

2. Wann soll dies - der Nachfrage entsprechend - geändert werden?

Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen         

c) Nutzung städtischer Schulen für soziale und                 - Drs. 588 ​kulturelle Initiativen in den jeweiligen          



Stadtteilen                                       



Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der SPD-Ratsfraktion vor:

1. Welche der Kieler Schulen werden von sozialen oder kulturellen Vereinigungen bzw. sonstigen Gruppierungen zur Gestaltung öffentlicher Angebote genutzt und wie heißen die einzelnen Initiativen?

2. Welche Erfahrungen bestehen hinsichtlich der Vereinbarkeit von schulischer und außerschulischer Nutzung in gleichen Räumlich​keiten und welches sind die nennenswerten Hindernisse bei der Öffnung von Schulen für außerschulische Nutzungen?



3. Welche finanziellen Folgen hatte die Öffnung von Schulen für Umbaumaßnahmen sowie Mehrbelastung städtischer Mitarbeiter und welche Kosten müssen die Initiativen für die Nutzung der Räume tragen?

Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen         

d) Einbeziehung der Hochschulkultur in das                     - Drs. 589 ​Kulturentwicklungskonzept der LH Kiel             


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der SPD-Ratsfraktion vor:


1. Inwieweit wird bei der Erstellung des Kulturentwicklungskonzeptes




und dessen vorbereitenden Untersuchungen die kulturelle Aktivität

in und an den Hochschulen als dritte Säule der Kieler Kulturland​schaft neben den städtischen und freien Kultureinrichtungen einbe​zogen?

2. Welche kulturellen Gruppen bestehen an der Christian-Albrechts​Universität, der Fachhochschule Kiel und der Muthesiushochschule, einschließlich des Studentenwerkes und studentischer Gruppen außerhalb der Trägerschaft einer der Hochschulen?

3. Welche Zielvorstellungen bestehen seitens der LH Kiel, diese Initiativen stärker in die Kieler Kulturlandschaft zu integrieren und welchen der kulturellen Gruppen kommt hierbei besondere Be​deutung zu?


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen         

e) Badminton in Kieler Sporthallen                             - Drs. 590 -


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Warum sind die Badmintonfelder in der Hein-Dahlinger-Halle nicht wettkampfgerecht angelegt worden und wer hat die Entscheidung




dafür getroffen bzw. mit wem ist hierüber eine Abstimmung erfolgt?


2. In welchen Kieler Sporthallen kann Badminton unter Wettkampf-




bedingungen durchgeführt werden?


3. Wieviele Felder stehen dafür je Halle zur Verfügung?


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen         

f) Tiefbauarbeiten am Rungholtplatz                            - Drs. 591 -


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Aus welchem Anlaß erfolgten die Tiefbauarbeiten - u. a. am Gehweg ​an der nördlichen Seite des Rungholtplatzes zwischen den Einmün​dungen Eckernförder Straße und Ostseestraße?


2. Wer gab sie in Auftrag, wer trug die Kosten in welcher Höhe?

3. Die Landeshauptstadt Kiel plant einen Umbau der Kreuzung Rungholt​platz/Ostseestraße. Warum hat man mit der Tiefbaumaßnahme nicht




bis zu diesem Umbau gewartet, worauf beruht die Dringlichkeit, und


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen         

g) Gaardener Brücke                                            - Drs. 592 -


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion Bündnis 90/


DIE GRÜNEN vor:


1. Wie ist der Stand der Planungen für die Gaardener Brücke?


2. Wann wird der endgültige Entwurf für den  Bau der Gaardener Brücke




der Selbstverwaltung und dem Ortsbeirat Gaarden vorgelegt?


3. Wann wird beim Ministerium für Wirtschaft, Technik und Verkehr




der Antrag für die Bewilligung der Fördermittel für den Bau der




Gaardener Brücke aus dem URBAN-Projekt gestellt?


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen         

h) Öko-Audits                                                  - Drs. 593 -


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der Ratsfraktion Bündnis 90/


DIE GRÜNEN vor:

1. Sind die im Haushalt 1998 eingestellten zwei Öko-Audits (Kita​Bereich, Gesamtschule) begonnen worden und wenn ja, mit welchem Zwischenergebnis?


2. Wenn nein, warum nicht?


Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen         

i) Ampelanlage an der Kreuzung Hofholzallee/                   - Drs. 595 


​Rudolf-Steiner-Weg                                


Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:


1. Wie beurteilt die Verwaltung die momentane Verkehrssicherheits-

lage für Schülerinnen und Schüler an der Waldorfschule in Hasseldieksdamm?

2. Gibt es seitens der Verwaltung konkrete Überlegungen an der dortigen Verkehrssituation etwas zu ändern, z. B. mittels Einrichtung einer Ampelanlage?


3. Wie teuer würde die Installation einer Ampelanlage an der




Kreuzung Hofholzallee/Rudolf-Steiner-Weg sein?

Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen         

j) Erfahrungen Kieler Woche 1998                               - Drs. 625 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

1. Wer hat die unabhängige Kommission zur Begutachtung der Kieler​Woche-Stände 1998 nach welchen Kriterien eingesetzt, wann wird welchem Gremium der Bericht vorgelegt, und teilt der Oberbürger​meister ggf. diese Auffassung?

2. Wie hoch waren die Einnahmen aus dem Verkauf von Werbemitteln, Sondernutzungsgebühren und Plakaten (HHSt. 794.177, 794.111, 794.1311) und wie hoch werden sie voraussichtlicht 1999 sein?


3. Gibt es ggf. auch externe Hinweise darauf, daß ggf. Standbe-

treiber Kieler-Woche-Stände zur sogenannten "Geldwäsche" be​nutzen oder aber andere Dinge veräußern als vorgesehen?

Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen         

k) U-Boot-Bunker "Kilian"                                      - Drs. 626 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

1. Wie ist es möglich, daß trotz dieses Beschlusses, sowohl der Stadtbaurat und Kulturdezernent Dr. Flagge, die Seehafen Kiel GmbH und die Landeshauptstadt Kiel dieses Projekt unterstützen?



2. Wer hat gegebenenfalls die Unterstützung veranlaßt und wieviel





kostet diese?

Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen         

27. Grosse Anfragen 

a) Strategisches Informationssystem (SIS)                      - Drs. 436 


​Hierzu liegt folgende Große Anfrage  der S-U-K-Ratsfraktion vor:



1. Welche Informationsinhalte sollen mit Hilfe des Strategischen





Informationssystems (SIS) abgebildet werden?



2. Wo liegen die Datenquellen?



3. Erfolgt die Integration der Daten automatisch, oder durch Über-





nahme aus anderen Verfahren?

4. Ist der sogenannten "Informationsassistent" der vorliegenden SIS-Version geeignet, automatisch aussagefähige und MS-Office​kompatible Berichte zu liefern, die der Verwaltung und der Selbstverwaltung Entscheidungshilfen und Steuerungsmöglichkeiten eröffnen?



5. Ist die erforderliche Hardwareplattform bei der Landeshauptstadt





Kiel vorhanden und wenn nein, welche Hardware müßte auch für ggf.





zu entwickelnde Versionen, wie zum Beispiel SIS 5, zu welchen





Preisen erworben werden?



6. Wie hoch sind die der Landeshauptstadt Kiel bisher für das

gesamte Projekt SIS entstandenen Kosten für Beschaffung, Wartung, personellen Betreuungsaufwand und Weiterentwicklung?



7. Werden diese Kosten im Hinblick auf ein edv-gestütztes Berichts-





wesen für sinnvoll und vertretbar erachtet?



8. Gibt es quantifizierbare Einsparungen, die die Möglichkeit einer





späteren Amortisierung möglich erscheinen lassen?

Die Antwort liegt vor und ist mit der Einladung verschickt worden.



Eine Aussprache findet nicht statt.



Kenntnis genommen.

28. Betreff:  Aufhebung der Bestellung eines Rechnungsprüfers      - Drs. 628 -


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Gansel


Antrag:
Die Bestellung des Amtsrates Walter Kreft als

Rechnungsprüfer der Landeshauptstadt Kiel wird






mit sofortiger Wirkung aufgehoben.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

29. Betreff:  Einstellungsstop                                     - Drs. 629 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
Der durch den Beschluß der Ratsversammlung vom

12. Dezember 1997 verhängte Einstellungsstop wird über den 31. Dezember 1998 hinaus ein weiteres Jahres verlängert.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

30. Verschiedenes


Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversammlung am 26.11.1998 stattfindet und schließt die Öffentliche Sitzung der Ratsversammlung.



Stadtpräsidentin             1. Schriftführer           2. Schriftführer

1. Stellv.                   1. Stellv.                 2. Stellv. Stadtpräsident                  Schriftführer              Schriftführer

Nichtöffentliche Sitzung

1. Mitteilungen des Oberbürgermeisters

a) Bürgschaft der Fa. Ties Neelsen & Klöckner GmbH &           - Drs. 603 -



Co. zur Absicherung von Darlehen der Müll-



verbrennung Kiel GmbH & Co. KG



Hierzu liegt folgende Mitteilung vor:

Mit Beschluß der Ratsversammlung vom 20. August 1998, Drsn. 444, 470, 471, ist der seit November 1997 beabsichtigte Eingliederungs- und Betei​ligungsprozeß an der Müllverbrennung Kiel Verwaltungs GmbH sowie

GmbH & Co. KG beendet und nach Weisung durch den Vertreter der Gesell​schafterin bereits am 25. August 1998 umgesetzt worden.

Der den seinerzeitigen Anträgen als Anlage I beigefügte und zu diesem Zeitpunkt bereits notariell beglaubigte Kaufvertrag sieht u. a. in § 3 Abs. 5 vor, daß die Fa. Ties Neelsen & Klöckner GmbH & Co. (NTK) als Käuferin eine Bürgschaft zur Absicherung von 49 % der von der Müllver​brennung Kiel GmbH & Co. KG übernommenen Darlehen beibringt.

Die Landeshauptstadt Kiel (LHK) hatte seit 1994 für ein DArlehensvolumen zur Nachrüstung der stadteigenen Müllverbrennung Kiel GmbH in Höhe von 220 Mio. DM gebürgt. Die Darlehen valutieren zur Zeit in Höeh von rd. 193,9 Mio. DM. Diese Bürgschaften hatten ausschließlich den Zweck, die durch die erheblichen Investitionen ausgelösten Zinslasten zu mindern, da sogenannte Bürgschaftsdarlehen auf den Kapitalmarkt aufgrund der Ri​sikobegrenzung günstiger als Kapitalmarktdarlehen angeboten werden. In übrigen profitierte der städtische Haushalt durch den Zufluß von rd.



6,6 Mio. DM an Bürgschaftsprovisionen.

Im Zuge der Abarbeitung der Bestimmungen des Kaufvertrages durch NTK und VVK stellte der Mutterkonzern RWE bei der Ausarbeitung der notwendigen Patronatserklärung zu § 3 Abs. 5 fest, daß nur 35 der rd. 95 Mio. DM

(= 49 % der valutierenden Darlehen) durch Bürgschaft abgesichert werden können und somit - würde die VVK auf Erfüllung dieser Bestimmung beste​hen - rd. 60 Mio. DM refinanziert werden müßten. Im Ergebnis würde es bedeuten, daß nach den bisherigen Verhandlungen mit den Gläubigern die Zinssätze sich um durchschnittlich 0,3 % verschlechtern und die Aufwand​seite des Unternehmens Müllverbrennung Kiel GmbH & Co. KG mit weiteren 180.000 DM belastet werden würde. Es würde aber auch bedeuten, daß die LHK nach Ablauf der Bindungsfrist des Drittbesorgungsvertrages erhöhten Zinsaufwand über die Verbrennungsentgelte - und somit der Kieler Bür​ger - auf Dauer mitzutragen hätte.

Nach § 86 Abs. 2 GO darf die Stadt nur Bürgschaften zur Erfüllung ihrer Aufgaben übernehmen und hat dabei das Risiko der Verpflichtung zur Lei​stung von Ausgaben in kommenden Haushaltsjahren abzuwägen. Zum einen ist die Risikoabschätzung bei jeder Bürgschaftsübernahme gegenüber der Kapi​talgesellschaft MVK GmbH bereits erfolgt und bei dem Umwandlungsprozeß in die Personengesellschaft Müllverbrennung Kiel GmbH & Co. KG mit dem gleichen Unternehmensziel und -risiko nicht erneut abzuschätzen, zum an​deren kann sich die Stadt aufgrund des Landesabfallgesetzes in Verbin​dung mit dem Abfallwirtschaftsplan nur der ortsnahen, im Gemeindegebiet gelegenen Müllverbrennungsanlage zur Erfüllung ihrer Aufgabe Abfallent​sorgung bedienen.

Festzustellen ist, daß aus den einschlägigen Bestimmungen des Kaufver​trages zwischen NTK und VVK keine unmittelbaren Rechte der Landeshaupt​stadt Kiel abzuleiten sind, insoweit eine erneute Beschlußfassung der Selbstverwaltung nicht erforderlich wird. Die Information wurde jedoch notwendig, da die vereinbarten Bestimmungen des § 3 Abs. 5 des Notarver​trages, die der Ratsversammlung mit der Beschlußvorlage zur Kenntnis ge​bracht wurden, voraussichtlich nicht zu erfüllen sein werden und ggf.

eine Änderung des Vertrages in diesem Punkt erforderlich macht. Für die Landeshauptstadt Kiel tritt dadurch keine veränderte Situation ein, die Bürgschaften bleiben in Höhe und zugunsten der KG bestehen und stellen auch - wie dargelegt - die wirtschaftlich sinnvollste Lösung dar, zudem erhält die Landeshauptstadt Kiel eine einmalige Bürgschaftsentschädigung von der Konzernmutter RWE in Höhe von 500.000 DM.


Ich bitte um Kenntnisnahme.


Der Wirtschaftsausschuß hat die GM in seiner Sitzung am 07.10.98 zur


Kenntnis genommen.


Kenntnis genommen

b) Sachstandsbericht Halle 400                                 - Drs. 627 -


Hierzu liegt folgende Mitteilung vor:

Die Verwaltung gibt nachstehenden Sachstandsbericht über die Nutzung der Halle 400:


Vertragslage: 

Am 17.06.1992 hat der Magistrat beschlossen, die Halle 400 unter Berück​sichtigung der Museumsinteressen und zum Zwecke des baulichen Erhalts befristet (bis zum 31.03.2003) im Erbbaurecht an einen Investor zu über​tragen. Die Stadt hat sich verpflichtet, nach Ablauf dieser Frist den Erbbauberechtigten zu entschädigen. Danach fällt die Halle 400 mit dem Grundstück an die Landeshauptstadt Kiel zurück. Der Investor hat bis zum 31.12.2010 ein Ankaufsrecht für den Fall, daß die Stadt das Gebäude nicht für ein Museum oder eine andere Bedarfseinrichtung in Betrieb nimmt.


Derzeitige Nutzungen: 

Das 1. Obergeschoß der Halle 400 ist zur Zeit an die Fa. P.O.S. und die Fa. Comcity vermietet. Das Dachgeschoß und drei Räume im 2. Obergeschoß weren von "delta radio" genutzt. Alls Verträge haben eine Laufzeit bis zum 31.03.2003.

Durch diverse Beschlüsse der Selbstverwaltung ist an die Stelle der Mu​seums- eine Theaternutzung getreten. Das Erdgeschoß, das Zwischengeschoß und der überwiegende Teil des 2. Obergeschosses wurden 1995 von den Büh​nen ebenfalls bis zum Jahre 2003 angemietet. In der Halle 400, die zu​nächst als Ausweichspielstätte genutzt wurde, sollten später neben den Aufführungen an der Holtenauer Straße und dem "großen" Schauspiel im Opernhaus Aufführungsprojekte durchgeführt werden, die mit Werkstatthea​ter und experimentellem Theater bezeichnet werden können. Außerdem soll​te der Theaterraum als multifunktionale Veranstaltungshalle auch anderen Nutzern (z. B. für Ausstellungen und Konzerte) zur Verfügung gestellt werden.

Nach der Veränderung in der künstlerischen Leitung des Theaters im Jahre 1996 und aufgrund der vorhandenen Ressourcen war beabsichtigt, maximal eine evtl. zwei Schauspielproduktionen und ein bis zwei Ballett- bzw. Opernproduktionen in der Halle 400 zu präsentieren. Damit wäre die Kapa​zität der Spielstätte im Erdgeschoß der Halle 400 nur zu einem Teil durch die Bühnen genutzt worden. Dies ist in einer Geschäftlichen Mit​teilung dem Kulturausschuß am 25.09.97 zur Kenntnis gegeben worden.

Aufgrund finanzwirtschaftlicher Zwänge mußten auch bei den Bühnen erheb​liche Einsparungen vorgenommen werden. Aus finanziellen Gründen ist es dem Theater nicht mehr möglich, ab der Spielzeit 1998/99 die Halle 400 zu bespielen.

Von den Bühnen der Landeshauptstadt Kiel ist inzwischen der gesamte Erd​geschoßbereich, das Zwischengeschoß und ein Teil des 2. Obergeschosses

geräumt worden. Diese Räume könnten umgehend einer anderen Nutzung zuge​führt werden. 

Da in der Halle 400 keine Theateraufführungen mehr stattfinden, müssen die Schneiderinnen und Schneider, die zugleich Ankleiderinnen und An​kleider sind, für Theaterproben und Aufführungen ständig zwischen der Halle 400 und dem Schauspielhaus hin- und herfahren. Die Schauspielerin​nen und Schauspieler müssen ihrerseits für Anproben in die Halle 400 fahren. Dies erfordert für alle Beteiligten viel Zeit und ist deshalb höchst unwirtschaftlich. Deshalb wurden für die Schneiderwerkstätten und den Herrenkostümfundus Räume gesucht, die möglichst nahe beim Schau​spielhaus gelegen sind. Zugleich wird damit das 2. Obergeschoß für eine andere Nutzung frei.



Künftige Nutzung: 

Die Verwaltung sieht aus finanzwirtschaftlicher Sicht keine Perspektive, im Jahr 2003 den Investor aufgrund vertraglicher Verpflichtung zu ent​schädigen, als Eigentümer das Gebäude zu bewirtschaften und als Veran​staltungsstätte zu betreiben. Es sollte deshalb versucht werden, das ge​samte Gebäude möglichst schon vor diesem Zeitpunkt zu veräußern. Die Verwaltung konzipiert zusammen mit dem Erbbaurechtsnehmer Ersatznutzun​gen und sucht dafür geeignete Partner, um den Leerstand möglichst umge​hend aufzufangen.



"hagenuk"-Lagerhalle: 

In dem Firmenkomplex "hagenuk" ist eine Lagerhalle gefunden worden, die den gesamten Herrenkostümfundus der Bühnen und die Damen- und Herren​schneiderei der Sparte Schauspiel aufnehmen kann. Im Vergleich zu dem gesamten Komplex Halle 400 zu "hagenuk" können die im Theateretat 1999/2000 veranschlagten Mietkosten um 343.600 DM und die Energiekosten (Heizung, Strom) um ca. 40.000 DM reduziert werden. Zur Herrichtung der Lagerhalle (feuerfeste Abtrennung zwischen Lagerbereich und Schneider​werkstätten, Einbau von Trennwänden, Herstellung von Anschlüssen für Waschmaschinen, Trockner und Bügelautomaten etc.) entstehen einmalige Kosten in Höhe von ca. 170.000 DM (vom Hochbauamt geschätzt). Anmerkung: 

In dem Gesamtsanierungskonzept für das Opernhaus ist als eine mögliche Variante u. a. vorgesehen, neben Werkstätten auch den Damenkostümfundus auszulagern, um die eklatanten Raumprobleme in allen Bereichen zu lösen. Wann die für die Sanierung der Oper notwendigen Mittel bereitgestellt werden, steht nicht fest. Es ist gegebenenfalls mittelfristig möglich, in dem Firmenkomplex "hagenuk" die dafür notwendigen Lagerräume zusätz​lich anzumieten.



FAG-Mittel: 

Das Land wird Investitionskosten für die Halle 400 nur dann bezuschus​sen, wenn die Räume überwiegend und auf Dauer für Theaterzwecke (nicht nur Bühnen Kiel) genutzt werden und die Spielstätte von der Stadt Kiel betrieben wird. Aufgrund der gegenwärtigen und oben beschriebenen künf​tigen Nutzung ist ein Zuschuß aus dem kommunalen Finanzausgleich (FAG​Mittel) ausgeschlossen.


Der Kulturausschuß wird in seiner Sitzung am 27.10.1998 informiert.



Kenntnis genommen                                 

2. Betreff:  Finanzierung Ostuferhafenausbau - 4. Bauabschnitt-   - Drs. 614 




​hier: Beitrag der LHS Kiel zur Deckung der




Liquiditätslücke bei Seehafen Kiel GmbH & Co. KG


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Gansel


Antrag:
1. Die Landeshauptstadt Kiel wird der Seehafen Kiel GmbH

& Co. Kommanditgesellschaft zur Deckung der Liquidi​tätslücke auf der Basis der Ergebnis- und Liquiditäts​planung - Variante C5 - (siehe Anlage 1) bis zur Höhe

einer Kreditaufnahme von 9 Mio. DM - verteilt auf die Jahre 2001 - 2007 einen Betriebszuschuß in Höhe der anfallenden Zinsen gewähren.

    2. Der Betriebszuschuß wird von 2001 bis 2007 jährlich in der Höhe der tatsächlich anfallenden Zinsen gezahlt unter der Maßgabe, daß Kredite nur in der Höhe aufge​nommen werden, wie es der Liquiditätsengpaß erfordert. Die Obergrenze wird durch die Ergebnis- und Liquidi​tätsplanung - Variante C5 - (siehe Anlage 1) festgelegt.

    3. Die hierfür erforderlichen Haushaltsmittel werden auf der Grundlage der Ergebnis- und Liquiditätsplanung

- Variante C5 - (Anlage 1) in die Finanzplanung der Lan​deshauptstadt Kiel aufgenommen und in die jeweiligen Haushaltspläne eingestellt.





Die genauen Beträge ergeben sich in den Jahren 2001

bis 2007 aus der Höhe des tatsächlichen Liquiditätsbe​bedarfs sowie dem dann jeweils gültigen Kreditmarktzins.




    4. Seehafen Kiel GmbH & Co. Kommanditgesellschaft hat

die zur Deckung der jeweiligen Liquiditätslücken erfor​derlichen Kreditaufnahmen mit dem Kämmereiamt abzu​stimmen, um die bestmöglichen Zinskonditionen sicherzustellen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit- bei 4 Gegenstimmen

3. Kleine Anfragen

a) Verkauf des Grundstückes Gutenbergstraße/Ecke               - Drs. 596 -



Eckernförder Straße an die Firma Max Bahr



Hier liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion vor:



1. Ist es zutreffend, daß es in dem Kaufvertrag mit der Firma

Max Bahr über o. a. Grundstück keinerlei Absicherung in

der Weise gibt, daß im Gegenzug für den Verkauf des ehemals städtischen Grundstücks die Firma Max Bahr auf die Durch​setzung ihrer von der Stadt Kiel auf dem Grundstück Alte Weide gegebenen Baugenehmigung und im Falle deren Rechtswidrigkeit möglicher Schadensersatzansprüche verzichtet?

Wenn ja: Warum wurde diese Klausel nicht in den Kaufvertrag aufgenommen?

2. Ist es ferner richtig, daß der Betriebshof des Tiefbauamtes auf dem Grundstück Eckernförder Straße/Gutenbergstraße an die Firma Max Bahr mitverkauft worden ist, ohne daß entsprechender Ersatz für den Betriebshof gegeben ist?



3. Wer hat die Vorgänge zu vertreten?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

4. Große Anfragen

a) Grundstücksangelegenheiten LH Kiel/Land S-H                 - Drs. 578 -



Hierzu liegt folgende Große Anfrage der S-U-K-Ratsfraktion vor:



1. Gibt es ungeklärte oder in Bearbeitung befindliche Grundstücks-

angelegenheiten mit dem Land Schleswig-Holstein und wenn ja, um welche Grundstücke (Flurbezeichnungen und allgemein übliche Bezeichnung) handelt es sich?

2. Wer ist der jeweilige Käufer/Pächter bzw. Verkäufer/Verpächter und welche Gründe gibt es hierfür?



3. Soweit das Land oder die Stadt diese Grundstücke bereits nutzt:




a) seit wann geschieht dies (Besitzübergang)?

b) sind diese Grundstücke vom jeweiligen potentiellen Erwerber auf dessen Kosten bebaut worden?




c) um welche Bauten handelt es sich?

d) wie sind diese Bauten vermögensrechtlich zu Gunsten des je​weiligen Erbauers gegenüber dem jeweiligen Grundstücks​eigentümer abgesichert?

4. Warum sind die ungeklärten Grundstücksangelegenheiten noch nicht abgewickelt?



5. Wo finden sich die dazugehörigen Haushaltspositionen?



Beschluß: Die Antwort liegt noch nicht vor

5. Betreff:  Bestellung eines Vorstandsmitgliedes der             - Drs. 630 ​





Sparkasse Kiel                                    


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Gansel


Antrag:

Die Bestellung von Herrn Adolf  S t r a c k   zum

Vorstandsmitglied der Sparkasse Kiel wird genehmigt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig - bei 3 Enthaltungen

6. Betreff:  Erwerb einer ca. 23,5 Hektar großen Fläche aus den   - Drs. 639 ​





Ländereien des Gutes Alt Bülk von Herrn Hans Karl






Rodde zwecks Baus einer Zufahrtstraße zum städti-






schen Klärwerk Bülk


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge


Antrag:

Dem Erwerb einer ca. 23,5 Hektar großen Fläche aus dem

Gut Bülk von Herrn Rodde wird zugestimmt. Der Kaufpreis beträgt 3,75 DM/m , insgesamt somit ca. 880.000,- DM. Der Kaufpreis ist innerhalb eines Monats nach Eintragung einer Auflassungsvormerkung zugunsten der Landeshauptstadt Kiel fällig. Sämtliche mit dem Abschluß und der Durchführung des Vertrages üblicherweise verbundenen Kosten wie die Notar-, Gerichts- und Vermessungskosten sowie die Grund​erwerbsteuer trägt die Stadt. 

Die Kosten für eine evtl. Pfandfreimachung trägt der Verkäufer.

Der für den Grunderwerb erforderliche Betrag von ca. 950.000,- DM, zusammengesetzt aus dem Kaufpreis und den Vertragskosten wie die Grunderwerbsteuer, Vermessungs-






und Notarkosten, steht bei der Haushaltsstelle 700.205.951






des Amtes 66 zur Verfügung.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

7. Betreff:  Neubau des Sell-Speichers                            - Drs. 634 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag:   1. Der Erneuerung der Spundwand vor dem sogenannten Sell-Speicher und dem Satori-Speicher auf einer Länge von rund 200 m mit einer durchschnittlichen Tiefe von ungefähr 8 m zur Schaffung der Voraus​setzungen für den Umbau Sell-Speichers und die Umnutzung des Satori-Speicher wird zugestimmt.

         2. Die Stadt Kiel übernimmt für 10 Jahre die Zins​zahlung ab dem Jahre 2000 zur Unterstützung der Seehafen Kiel GmbH u. Co. KG, die die Finanzierung des Vorhabens zu veranlassen hat.

         3. Die notwendigen Haushaltsmittel werden ab Haus​haltsjahr 2000 zur Verfügung gestellt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

8. Verschiedenes


Wortmeldungen liegen nicht vor.

9. Schließung der Sitzung

Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) schließt die Nichtöffentliche Sit​zung, stellt die Öffentlichkeit her und teilt mit, daß antragsgemäß ent​schieden wurde. Eine Anfrage wurde beantwortet, bei einer weiteren steht die Antwort noch aus.

Stadtpräsidentin   K i e t z e r   (SPD) schließt die Sitzung der Ratsversammlung.

Stadtpräsidentin             1. Schriftführer           2. Schriftführer

1. Stellv.                   1. Stellv.                 2. Stellv. Stadtpräsident                  Schriftführer              Schriftführer

